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Prinzipien und Geltungsbereich 

Allgemeine Informationen  
Die Stadt Wien bekennt sich zu einer fairen, effizienten, zielgerichteten und transparenten 
Förderabwicklung und -gewährung. Aus der Verantwortung über die Verwendung von 
öffentlichen Mitteln entsteht die besondere Pflicht, nicht nur auftretenden Missständen im 
Bereich der Förderabwicklung bzw. -gewährung wirkungsvoll nachzugehen, sondern auch 
vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Die Stadt Wien hat sich daher eine Fülle von Verhaltensregelungen auferlegt, welche bei der 
Abwicklung und Gewährung von Förderungen einzuhalten sind (vgl. hierzu das Wiener 
Landesgesetz über die Transparenz von Förderungen der Stadt Wien – Wiener 
Fördertransparenzgesetz, LGBl. für Wien Nr. 35/2021, sowie die darauf basierende allgemeine 
Richtlinie zur Abwicklung von Förderungen im Magistrat der Stadt Wien (Förderhandbuch). 
 
Der Stadt Wien ist es ein besonderes Anliegen, ethische Standards zu unterstützen und 
korruptes Verhalten zu unterbinden. Voraussetzung dafür ist ein gesetzestreues und ethisches 
Verhalten. Die Stadt Wien bekennt sich zu einer transparenten, unbestechlichen Verwaltung 
und verfügt seit vielen Jahren über ein umfassendes Antikorruptionsprogramm. 
 
Förderungen sind nach fairen, transparenten und sachlichen Kriterien zu gewähren. Jegliche 
abstrakte sowie konkrete Interessenskonflikte oder mögliche Einflussnahmen auf die 
Fördergewährung sind zu vermeiden. Im Zuge des Förderansuchens gibt es daher aus Gründen 
der Transparenz beispielsweise ein Offenlegungsgebot für politische Funktionär*innen. 
 
Ziel dieses Kodex ist über die bisherigen Regelungen hinausgehend die Festlegung von 
allgemeinen Verhaltensregelungen einschließlich Compliance-Regelungen, welche von 
(potentiellen) Fördernehmer*innen der Stadt Wien vor Beginn und während des 
Förderverhältnisses zu beachten sind, um die missbräuchliche Inanspruchnahme bzw. 
Verwendung von Fördermitteln zu vermeiden.  
 
Der Verhaltenskodex und die darin festgelegten Compliance-Regelungen gelten spätestens für 
Förderungen ab dem Förderjahr 2024. 
 
Die Fördernehmer*innen verpflichten sich daher, die Vorgaben des vorliegenden 
Verhaltenskodex einschließlich der Compliance-Regelungen während des gesamten 
Förderverhältnisses zu beachten und deren Einhaltung durch entsprechende Maßnahmen 
sicherzustellen. Verstöße gegen den Verhaltenskodex bzw. die Compliance-Regelungen 
werden von der Fördergeberin dokumentiert und bei künftigen Förderentscheidungen 
berücksichtigt.  
 
Verweise auf gesetzliche Bestimmungen beziehen sich immer auf die jeweils aktuell geltende 
Fassung.  
  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000634
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000634
https://www.wien.gv.at/spezial/foerderhandbuch
https://www.wien.gv.at/verwaltung/internerevision/antikorruption.html
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Compliance-Management-System (CMS)  
Unter einem Compliance-Management-System (CMS) werden alle Instrumente, Mechanismen 
und Prozesse verstanden, die ein regelkonformes Verhalten unter Berücksichtigung ethischer 
und moralischer Grundsätze gewährleisten sollen. Compliance soll aber nicht nur die Befolgung 
externer Regeln wie Gesetze (wie z.B. Arbeits- und Sozialrecht, Datenschutz) und Normen 
unterstützen, sondern auch die Umsetzung und Einhaltung interner Festlegungen wie 
Richtlinien, Leitfäden etc. fördern. 
 
Ein CMS erfüllt drei Funktionen: 
 

1. Vermeidung von Fehlverhalten und Förderung integren Verhaltens 
(Präventionsfunktion) 

2. Festlegung von Maßnahmen zur Aufdeckung von Fehlverhalten (Aufdeckungsfunktion) 
3. Angemessene Sanktionen im Falle von Verstößen und Verbesserungsmaßnahmen 

(Reaktionsfunktion) 
 
Ein CMS soll unterstützend wirken, indem die Risiken regelwidrigen Verhaltens zeitgerecht 
erkannt sowie Reaktionsmaßnahmen entsprechend gesetzt werden und somit ein langfristiges 
Fehlverhalten vermieden wird. Empfehlungen für den Aufbau, die Entwicklung, die Umsetzung, 
die Bewertung, die Aufrechterhaltung und die Verbesserung eines adäquaten und wirksamen 
CMS beinhalten beispielsweise die ÖNORM ISO 19600, die überarbeitete und am 13. April 2021 
als ISO 37301 veröffentlichte Version oder andere, vergleichbare Handlungsanleitungen. Die 
Anwendung solcher Normen oder Empfehlungen bei der Implementierung und Ausgestaltung 
des jeweiligen CMS kann je nach Größe, Struktur, Komplexität und Risikolage des 
Tätigkeitsfeldes der Fördernehmer*innen variieren. Ein vorhandenes CMS sollte darüber hinaus 
in regelmäßigen Abständen evaluiert und gegebenenfalls angepasst bzw. weiterentwickelt 
werden. 
 
Die Stadt Wien empfiehlt sämtlichen Fördernehmer*innen auf Basis der Erfordernisse des 
eigenen Tätigkeitsfeldes und den spezifischen bzw. festgestellten Risiken, sowie unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Ressourcen die Implementierung eines adäquaten und 
wirksamen CMS – soweit noch nicht vorhanden – zu prüfen. 
 

Unabhängig von der Implementierung bzw. Ausgestaltung des jeweiligen CMS haben 
Fördernehmer*innen zur Sicherstellung der Einhaltung der Förderbedingungen folgende 
Compliance-Regelungen in internen Handlungsanleitungen jedenfalls festzulegen: 
 
1. Regelungen zur Verhinderung von Fördermissbrauch 
2. Regelungen zur Verhinderung von Korruption 
3. Regelungen zur Verhinderung von Diskriminierung 
4. Internes Kontrollsystem (IKS) 
 
Hinweis: Die in den Punkten 1. bis 4. hinterlegten Festlegungen stellen den notwendigen 
Mindestinhalt der erforderlichen umzusetzenden Compliance-Regelungen dar. 
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Hauptteil 

Verpflichtende Compliance-Regelungen 

1. Verhinderung von Fördermissbrauch  

Um die Gefahr der missbräuchlichen Verwendung von Fördermitteln hintanzuhalten bzw. 
bestmöglich zu reduzieren, kann eine Förderung nur zuverlässigen Förderwerber*innen 
gewährt werden. 
 
Bei Förderwerber*innen (einschließlich deren vertretungsbefugten Organen), die wegen 
Förderungsmissbrauch gemäß § 153b Strafgesetzbuch (StGB) rechtskräftig verurteilt worden 
sind, ist diese Zuverlässigkeit keinesfalls gegeben. 
 
Förderwerber*innen haben daher gleichzeitig mit der Einreichung eines Förderansuchens bzw. 
Förderantrags zu bestätigen, dass weder gegen sie bzw. ihn noch gegen ihre bzw. seine 
vertretungsbefugten Organe eine rechtskräftige Verurteilung wegen Förderungsmissbrauch 
gemäß § 153b StGB vorliegt.  
 

Mindestanforderung 
 
Die/der Fördernehmer*in ist während des aufrechten Förderverhältnisses verpflichtet, der 
Fördergeberin unverzüglich vom Verlust dieser Zuverlässigkeit infolge einer rechtskräftigen 
Verurteilung wegen Förderungsmissbrauch gemäß § 153b StGB Meldung zu erstatten. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1974/60/P153b/NOR40219964?ResultFunctionToken=38ac1e1b-0f78-4593-b541-3e073ffaf6b5&Position=1&SkipToDocumentPage=True&Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=153b&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=15.02.2023&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
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2. Verhinderung von Korruption 

Korruption ist ein abzulehnendes, vielfach auf persönlichen Vorteil gerichtetes Verhalten zum 
Schaden von Personen oder der Allgemeinheit. Kennzeichnend ist der Missbrauch einer 
öffentlichen oder vergleichbaren wirtschaftlichen Funktion, wodurch Gesetze oder andere 
Verhaltensnormen verletzt werden. 
 
Da im Bereich der Fördergewährung ein erhöhtes Risiko für Korruption (z.B. in Form von 
Bestechung, Vorteilszuwendungen, Geschenken, Einladungen) besteht, ist es von essentieller 
Bedeutung, dass bei sämtlichen für die Fördernehmer*innen tätigen Personen (Organe, 
Mitarbeiter*innen etc.) ein Bewusstsein für Antikorruption geschaffen wird. Darüber 
hinausgehend muss in regelmäßigen Abständen – zumindest einmal jährlich – darüber 
informiert bzw. in Erinnerung gerufen werden, dass Korruption gemäß den §§ 302 bis 309 des 
Strafgesetzbuches (StGB) strafbar ist, wobei sich die Korruptionsdelikte sowohl an Personen auf 
Seite der Fördergeberin (vgl. §§ 302 bis 306) als auch auf Seite der Fördernehmer*innen (vgl. 
§§ 307 bis 309) richten. Diesem Erfordernis kann beispielsweise durch Schulungen, 
Rundschreiben, Erstellung von Leitfäden, Handbüchern etc. entsprochen werden. 
 
Für den öffentlichen Dienst wurde ein Verhaltenskodex zur Korruptionsprävention erstellt, 
welcher Mitarbeiter*innen und Führungskräfte des öffentlichen Dienstes bei der 
Korruptionsprävention unterstützt. Ergänzend dazu wurde auch ein E-Learning Tool entwickelt, 
welches eine interaktive und flexible Auseinandersetzung mit dem Themenbereich 
Korruptionsprävention, Compliance und Integrität ermöglichen soll. Auch das Handbuch zur 
Korruptionsprävention der Stadt Wien „Eine Frage der Ethik“ baut darauf auf. Auch wenn der 
Verhaltenskodex zur Korruptionsprävention sowie das E-Learning-Tool primär für öffentlich 
Bedienstete entwickelt wurden, sind diese unter den oben angeführten Links auch für 
interessierte Personen außerhalb des öffentlichen Dienstes zugänglich, und können somit beim 
Verständnis bzw. bei der Bewusstseinsschaffung für Antikorruption sowie bei der 
Korruptionsprävention jedenfalls dienlich sein.  
 
Bei Korruptionsverdacht oder Verdacht der missbräuchlichen Verwendung von Fördermitteln 
der Stadt Wien ist der Fördergeberin Meldung zu erstatten. Die Stadt Wien hat zu diesem Zweck 
das Wiener Antikorruptionstelefon sowie das Wiener Hinweisgeber*innensystem eingerichtet. 
 

Mindestanforderungen 
 
Als Mindesterfordernis zur Vermeidung von Korruption ist sicherzustellen, dass den 
Mitarbeiter*innen zumindest die Korruptionstatbestände des Strafgesetzbuches bekannt sind 
(dies kann beispielsweise durch einen Hinweis auf das Handbuch zur Korruptionsprävention der 
Stadt Wien Eine Frage der Ethik erfolgen) und die Korruptionstatbestände sowie die 
Strafbarkeit zumindest einmal jährlich in Erinnerung gerufen werden.  
 
Darüber hinaus ist die/der Fördernehmer*in während des aufrechten Förderverhältnisses 
verpflichtet, der Fördergeberin unverzüglich Meldung zu erstatten, wenn sie bzw. er oder ihre 
bzw. seine vertretungsbefugten Organe wegen eines Korruptionsdeliktes gemäß den §§ 302 
bis 309 StGB rechtskräftig verurteilt worden ist. 

  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296
https://oeffentlicherdienst.gv.at/wp-content/uploads/2022/12/Verhaltenskodex_zur_Korruptionspraevention_im_oeffentlichen_Dienst.pdf
https://cdn.bitmedia.at/elearning/bmkoes/bmkoes_fde/
https://www.wien.gv.at/verwaltung/internerevision/ethik.html
https://www.wien.gv.at/verwaltung/internerevision/ethik.html
https://www.wien.gv.at/verwaltung/internerevision/antikorruptionstelefon.html
https://www.bkms-system.net/bkwebanon/report/clientInfo?cin=YexZ5r&c=-1&language=ger
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296
https://www.wien.gv.at/verwaltung/internerevision/pdf/eine-frage-der-ethik.pdf
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3. Verhinderung von Diskriminierung 

Jegliche Form der unmittelbaren und mittelbaren Diskriminierung bzw. Belästigung von 
natürlichen Personen aus Gründen der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen Orientierung, der 
Geschlechtsidentität und des Geschlechts, insbesondere auch auf Grund von Schwangerschaft 
und Elternschaft, sowie die Anstiftung einer Person zu solchen Diskriminierungen ist verboten 
(vgl. § 2 Abs. 1 Wiener Antidiskriminierungsgesetz, LGBl. für Wien Nr. 35/2004). 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Wiener Antidiskriminierungsgesetz darf die Vergabe von Förderungen des 
Landes und der Gemeinde Wien ausschließlich an natürliche oder juristische Personen erfolgen, 
die das Verbot der Diskriminierung (§ 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) beachten. Die 
Förderwerber*innen haben im Zuge der Einreichung des Förderansuchens bzw. des 
Förderantrags eine diesbezügliche Erklärung der Haftungsübernahme abzugeben. 
 

Mindestanforderung 
 
Zur Vermeidung von Diskriminierung sind Mitarbeiter*innen über das Verbot der 
Diskriminierung (§ 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) zu informieren und in regelmäßigen 
Abständen daran zu erinnern.  

  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000171
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4. Internes Kontrollsystem (IKS) 

Das interne Kontrollsystem (IKS) als Gesamtheit aller prozessbezogenen 
Überwachungsmaßnahmen soll die Ordnungsmäßigkeit, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit der 
internen Abläufe gewährleisten.  
 
Das IKS beinhaltet daher organisatorische Handlungsanleitungen, wie beispielsweise interne 
Leitfäden und Richtlinien, sowie die festgelegten Kontrollmechanismen und die 
Überwachungsaufgaben der Prozessverantwortlichen. 
 
Je nach Größe, Organisation und vorhandenen Risiken sollte im Rahmen des IKS der 
Fördernehmer*innen  
 

• eine Beschreibung der Rechtsgrundlagen des jeweiligen Bereiches,  
• eine schriftliche Festlegung der Arbeitsabläufe/Prozesse (z.B. in einer 

Geschäftsordnung oder in internen Richtlinien), 
• eine Darstellung der Aufbau- und Ablauforganisation inklusive der Zuständigkeiten, 

Verantwortlichkeiten und der Stellenbeschreibungen,  
• eine Darstellung der Zeichnungsberechtigungen,  
• eine Darstellung der Berichtswege und Kommunikationsstrukturen,  
• eine Darstellung der Kontrollaktivitäten (z.B. Prozessbeschreibungen, 

Dienstanweisungen, Funktionstrennungen) erfolgen sowie  
• die Risiken des jeweiligen Bereiches definiert werden.  

 
Das IKS sollte in regelmäßigen Abständen evaluiert und bei Bedarf angepasst bzw. 
weiterentwickelt werden. 
 

Mindestanforderungen 
 
Fördernehmer*innen haben im Rahmen des IKS zumindest folgende Punkte zu implementieren: 
 
1. Vier-Augen-Prinzip: 

Ziel eines Vier-Augen-Prinzips ist es, dass sich Personen bei bestimmten, 
gefahrengeneigten Handlungen gegenseitig vor möglichen Fehlern bewahren sowie vor 
Versuchungen, aber auch vor ungerechtfertigten Behauptungen schützen. Es ist 
festzulegen, wie die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips im Zusammenhang mit der 
gewährten Förderung bei Auszahlungen/Überweisungen, Beschaffungen und 
Leistungsvergaben sowie bei der Abrechnung (Nachweis der widmungsgemäßen 
Verwendung) umgesetzt wird. 

 
2. Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht:  

Es ist festzulegen, in welcher Form die für die Überprüfung der widmungsgemäßen 
Verwendung der Förderung erforderlichen Unterlagen (Aufzeichnungen, 
Buchungsjournale, Belege, etc.) dokumentiert und dauerhaft lesbar aufbewahrt (für einen 
Zeitraum von mindestens 7 Jahren ab dem Ende jenes Kalenderjahres, in welchem die letzte 
Auszahlung der Förderung erfolgt ist) werden. 
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3. Regelungen für Beschaffungen und Leistungsvergaben:  
Ist die/der Fördernehmer*in aufgrund der maßgebenden Förderrichtlinie verpflichtet, ab 
einer bestimmten Wertgrenze Vergleichsangebote einzuholen, sind die entsprechenden 
Vorgaben (Modus der Einholung der Angebote, inhaltliche Prüfung der Eignung der 
eingeholten Angebote, etc.) schriftlich festzulegen sowie entsprechend zu dokumentieren. 

 
4. Regelungen für Insichgeschäfte:  

Ein Insichgeschäft liegt vor, wenn ein/e Vertreter*in einer Person einen Vertrag mit sich 
selbst abschließt (Selbstkontrahieren) oder wenn ein/e Vertreter*in beide Parteien eines 
Vertrags vertritt (Doppelvertretung). In beiden Fällen liegt die Vermutung nahe, dass die 
Interessen der Vertretenen nicht optimal wahrgenommen werden können 
(Interessenkollision).  
Sind aufgrund der maßgebenden Förderrichtlinie Insichgeschäfte nicht ausgeschlossen, ist 
festzulegen, in welcher Form und unter Berücksichtigung welcher Parameter die 
Angemessenheit der vereinbarten Leistungsentgelte (Drittvergleich) geprüft und in welcher 
Form die erforderlichen Zustimmungsakte eingeholt sowie dokumentiert werden. 
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